
II- 1;60 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates 

XIII. GesetzgebungspeIiode 

Präs. : 1 5. fe b. 1972 No. 2/6/;/ 
• 

A n f' rag e 

der Abgeordneten Dr.HAUSER, &. BLCZtu:...'r IJJr. k/ncr 
und Genossen 

an den Bundesminister :für Justiz 

betref'fend Straf'rechtsanpassungsgesetz 

In der Sitzung des Nationalrates am 302 0 1972 wurde von SPÖ 

und FPÖ der Beschluß gefaßt, dem Justizausschuß :für die Vor­

beratung der Regierungsvorlage eines Strafgesetzbuches (30 

d.B.) eine Frist bis 30.6.1973 zu setzen. Diese Vorgangs­

weise, die zwangsläuf'ig zu einem gedrängten Ablauf' der Be­

ratungen über das neue Straf'recht f'ühren muß, bietet Anlaß? 

sich schon jetzt eingehend mit allen Problemen zu beschäf'ti­

gen, die der Übergang von den derzeit auf diesem Gebiet gel­

tenden Rechtsnormen zu den neu zu beschließenden Vorschrif'ten 

mit sich bringen wird. Die Regierungsvorlage eines Straf'gesetz­

buches widmet diesen Übergangsf'ragen nur wenig Raum. Auf' Seite 

56 der Begründung wird ausgeführt, daß die Frage, welche in 

Nebengesetzen enthaltene Bestimmungen weiter in Kraft bleiben 

sollen, im Anpassungsgesetz klargestell t würde. Auf' Sei te l~73 

wird dazu bemerkt, daß in diesem Anpassungsgesetz u .. a .. Rege­

lungen getrof'f'en werden müßten, deren Für und Wider noch 

weiterer sorgfältiger Überlegungen und Erörterungen bedürfe. 

Es sei nicht zu verantworten gewesen, mit der Einbringung der 

Regierungsvorlage des Straf'gesetzbuches zuzuwarten, bis nach 

Abklärung,dieser noch of'f'enen Fragen der Entwurf eines An­

passungsgesetzes werde vorgelegt werden können. Ferner f'ührt 

die Begründung der Regierungsvorlage eines Straf'gesetzbuches 

auf' Seite 474 noch aus, daß zwischen der,Kundmachung eines 

neuen Straf'gesetzbuches im Bundesgesetzblatt und dem Inkraft­

treten ein Zeitraum von mindestens zwei Jahren liegen müsse, 

damit sich die Praxis mit den neuen Vorschriften vertraut 
r 

machen könne. Zugleich mit dem neuen Straf'gesetzbuch müsse -
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so die Begründung der Regierungsvorlage - auch das Anpassungs:­

gesetz in Kraft treten. 

1 

Da ein solches Anpassungsgesetz bis jetzt,also rund vier Monate 

nach dem Einlangen der Regierungsvorlage eines Strafgesetzbuches, 

dem Nationalrat nicht vorliegt, sehen sich die gefertigten 

Abgeordneten veranIaßt, die nachstehend angeführten Problem~ 

kreise näher zu beleuchten. Ganz abgesehen davon, daß hierüber 

auch im Justizausschuß und in seinem zur Vorberatung des Straf­

gesetzbucheseingesetzten Unterausschusses eingehend zu dis­

lrutieren sein wird, erscheint es wegen der 1fichtigkei t der 

Materie geboten, auch den lveg der gegenständlichen Anfrage zu 

beschreiten,um auch die durch die Ausschußarbeit nicht unmittel­

bar befaßten Mitglieder des Hauses mit dem Fragenkomplex näher 

zu befassen. 

Zunächst teilen die gefertigten Abgeordneten nicht die zum 

Teil vertretene Auffassung, daß zunächst das Strafgesetzbuch 

beschlossen werden müsse und erst anschließend das zu einem 

noch unbestimmten Zeitpunkt einzubringende Anpassungsgesetz 

in Verhandlung zu ziehen sei. Beide Gesetzeswerke stehen 

nämlich hinsichtlioh vieler Fragen in einem wohl untrennbaren 

Zusammenhang. Es darf hier daran erinnert werden, daß seiner-

zeit das Strafvollzugsgesetz (511 d.B. XI.GP.) auch zusammen 

mit dem dazugehörigen Einführungsgesetz (512 d.B. XI.GP.) von 

der damaligen Bundesregierung dem Nationalrat zugeleitet worden 

war und die Beratungen hierüber unter einem in einem Unter­

ausschuß des Justizausschusses geführt, werden konnten. 

Was nun ein Anpassungsgesetz zum neuen Strafgesetzbuch be­

trifft, so wurde der EnhlUrf eines solchen, der 158 zum ':Veil 

recht umfangreiche Artikel und eine bloß gedrängte Begrtindung 

von mehr als 80 Seitenumfaßt hatte, zuletzt in der XI.GP. 

vom Bundesministerium für Justiz zur Begutachtung versendet 

wurde (Aktenzeichen 16.808 - 9c/1969. Seither ist über die 

weitere Bearbeitung dieser Materie nichts mehr bekanntgeworden. 

Die unterzeichneten Abgeordneten können daher bei der Hervor­

hebung der jetzt interessierenden Fragen nur von dem damaligen , 

auch dem Parlament zur Verfügung gestellten Entwurf ausgehen. 
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Im einzelnen sei bemerktz 

a) Immer wieder vdrd von der Praxis bemängelt, wenn in neuen 

Rechtsnormen die bisher geltenden Vorschriften nur global 

aufgehoben ,.erden und daher die sogenannte} materielle 

Derogation ein tri tt (et'\fa in Abs 0 2 des Artikels I des 

seinerzeitigen Entwurfes lIalle in Bundesgesetzen enthalte­

nen Bestimmungen, die Handlungen und Unterlassurtgen mit 

gerichtlicher Strafe bedrohenooe"), zumal es durchaus 

möglich sein müßte, auf Grund der bisher erschienenen Ver­

kündungsblätter neben den größeren Kodifikationen (etwa 

bisheriges Strafgesetz, Arbeitshausgesetz, Antikorruptions­

gesetz usw.) auch die minder bedeutenden Nebengeset.ze aus­

drücklich anzuführen und dadurch den Anwendern dj.e Lösung 

von Gelt~mgsproblemen künftig zu ersparen. 

b) Anläßlich der großen Strafrechtsreform wäre auch zu prüfen, 

ob anstelle der Umwandlung von gerichtlichen Strafdrohungen 

in Verwaltungsübertretungen in zahlreichen Rechtsnormen 

nicht einige hievon überhaupt entfallen könnten (Dritter 

Abschnitt Artikel 6 bis 48 des seinerzeitigen Entw~rfes). 

c) Im Hinblick auf zahlreiche diesbezüglj.che Diskussionen in 

der Öffentlichkeit w'äre einer eindeutigen Hegelungder im 

Bundesgesetz vom 31.3.1950 BGEl.Nr. 97/50 (Schmutz- und 

Schundgesetz) enthaltenen Fragen besondere Aufmerksamkeit 

zuz"ll1venclen (Artikel l~6 des seinerzeitigen Entwurfes). 

d) Auch das Problem der Artikel VII und VIII der Strafgesetz­

novelle 1862 (sog. Lasser'sche Artikel) wäre eindeutig zu 

lösen, zumal man wohl nicht ein völlig neues Strafrecht 

schaffen, in schwierigen Fragen jedoch Bestimmungen in 

ihrer mehr als 100 Jahre alten Fassung belassen kann. 

e) Bei der Änderung der gerichtlichen Straf'bestimmung (4.Ab­

schnitt Artikel 49 - 93 des seinerzeitigen Entwurfes) wäre 

die Frage der Androhung der Geldstrafen und deren Höhe neu 

zu Uberdenken, zumal die endgül tige I!~assung des § 19 des 

Ent1vurfes eines Strafgesetzbuches gegenwärtig nicht einmal 

annähernd feststeht. Bei-der Beratung dieser und der damit 

zusammenhängenden Bestimmungen des StGB.-Entwurfes sollte 

daher doch ein neugef'aßtes Anpassungsgesetz zur Verfügung 

stehen. 

-
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f) Auch die allenfalls beabsichtigten Änderungen verschiedener 

Bestimmungen der Dienstpragmatik und des Geschtvorenen- und 

Schöffenlistengesetzes durch das Anpassungsgesetz werden 

bei der .ueratun~ des besonderen Teiles des StBG. von großer 

Bedeutung sein. 

Die gefertigten Abgeordneten stellen daher an den Bundes­

minister fUr Justiz folgende 

A n f' rag e : 

1.) Wird der Entwurf eines Anpassungsgesetzes dem Nationalrat 

bis zur Behandlung des Abschnittes "Strafen und vorbeugen­

de Naßnahmen" im StGB.-Entwurf' (§§ 18 - 28) zur Verfügung 

gestellt werden können? 

2.) 1Vird ge'vährleistet 'verden können, daß alle durch das 

neue Strafrecht aufzuhebenden bisherigen Bestimmungen klar 

und eindeutig bezeichnet werden und wird so der Weg der 

fllateriellen Derogation vermieden werden können, um der 

Praxis die Lösung schwieriger Geltungsprobleme zu ersparen? 

3.) 1Hrd im Anpassungsgesetz die auf Seite 342 der Begründung 

der Regierungsvorlage eines StGB. angekündigte Belassung 

der Schutzbestimmungen gegen Pornographie im Bundesgesetz 

vom 31.3.1950, BGBloNr. 97 (unter Anpassung der Straf­

drohungen an das neue System) verwirklich yTerden ? 

40) In welchen Rahmen sollen die Bestimmungen der Artikel 

VII und VIII der stß. -Novelle 1862 kUnftig gestellt "rerden, 

zumal diese beiden Bestimmungen wohl nicht als novellierter 

Torso nach \vegfall der übrigen Bestimmungen dieses Gesetzes 

belassen werden können und im StGB.-Entwurf derartige 

Bestimmungen derartige Bestimmungen nicht enthalten sind? 

5.) 1Vird der auf Seite 343 der Begründung des Entwurfes eines 

StGB. angekündigte Grundsatz Ordnungswidrigkeiten weit­

gehend der verwaltungsbehördlichen Ahndung vorzubehalten, 

auch im künftigen Anpassungsgesetz beibehalten werden? 

, 
; , 
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6.) Werden aus Anlaß der Erstellung des strafrechtlichen An­

passungsgesetzes endlich auch Bemühungen unternommen werden, 

um die die Strafgerichte betreffenden und zum Teil gesetz­

lvidrigen Bestimmungen der Geschäftsordnung für die Gerichte 

I& und II .. Instanz auf einen neuen und gesetzmäßigen Stand 

zu bringen ? 

7.) Ist der Herr Bundesminister für Justiz bereit, anläßlich 

der Vorlage des Anpassungsgesetzes dem Nationalrat auch 

Unterlagen über die ungefähren mit der Umstellung verbun­

denen Kosten (zusätzlicher Personalaufwand 9 Aufwand für 

Hilfsmittel wie Gesetzbücher, völlig neue Formblätter uam. 

sow'ie Aufwand für Schulung der Richter, der Staa tsanwäl te 

und des nichtrichterlichen Personals) bekanntzugeben .. 

(Die Anfragesteller dürfen in diesem Zusam..-nenhang auf die 

- offenbar \-legen der Kürze der Zeit noch nicht zur Beant­

wortung gelangte - Anfrage der Abgeordneten DroKarasek, 

Dr.JohanllEt Bayer und Genossen, betreffend Personalprobleme 

im Zusammenhang der Strafrechtsreform, verweise~) ? 
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